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Beschreibung

[0001] Die Erfindung bezieht sich auf ein Verfahren
zum Einbauen eines Fahrbahnbelags. Das Dokument
US-5568992A beschreibt ein solches Verfahren mit allen
Merkmalen des Oberbegriffs des Anspruchs 1.
[0002] Bei dem aus US 5 568 992 A bekannten Ver-
fahren werden die beiden Höheneinstellvorrichtungen
der Ausziehbohle, die sowohl die Höhenlage des Glätt-
bleches der Ausziehbohle als auch den Winkel der Schul-
ter einstellen, mit komplizierten Rechenoperationen be-
tätigt, bei denen lineare Positionssignale der beiden Hö-
heneinstellvorrichtungen und des Verschiebeantriebs
der Ausziehbohle mit eingegebenen Sollpositionen ver-
arbeitet werden, um die Querposition des Übergangs in
Bezug auf die Grundbohle ortsfest zu halten. Bei den
Rechenoperationen werden auch Signale von Winkel-
sensoren mitberücksichtigt, die den Angriffswinkel der
Einbaubohle und den Neigungswinkel des Straßenferti-
gers relativ zum Planum ermitteln. Da gleichzeitig eine
Vielzahl Informationen ausgewertet und verarbeitet wer-
den muss, ist das bei diesem Verfahren eingesetzte Re-
gelsystem kompliziert und störungsanfällig.
[0003] Bei einem aus DE-U-92 11 854 bekannten Ver-
fahren wird das Glättblech der Ausziehbohle entspre-
chend dem jeweiligen Angriffswinkel der Einbaubohle re-
lativ zum Planum automatisch relativ zum Glättblech der
Grundbohle auf die jeweils richtige Höhenlage einge-
stellt, damit in dem Fahrbahnbelag keine Längsstufen
entstehen.
[0004] Bei dem aus DE-27 09 435 C bekannten Ver-
fahren werden die Höheneinstellvorrichtungen in der
Ausziehbohle sowohl zur Höheneinstellung als auch für
die Querneigung des Ausziehbohlen-Glättbleches ver-
wendet. Querneigungs-Einstellungen werden für beson-
dere Dachprofile des Fahrbahnbelags vorgenommen,
wobei die Höhenverstellvorrichtungen als Schraubspin-
deln oder Hydrozylinder auch in Abhängigkeit vom An-
griffswinkel der Einbaubohle fernbetätigt werden.
[0005] Bei der Herstellung des über die Arbeitsbreite
der Einbaubohle durchgehenden Fahrbahnbelags wird
die Arbeitsbreite durch Verschieben der Ausziehbohlen
an der Grundbohle variiert. Der die Belagdicke beeinflus-
sende Angriffswinkel der Einbaubohle relativ zum Pla-
num kann sich ändern oder wird geändert, was ein An-
passen der Höhenposition der Hinterkante des Auszieh-
bohlen-Glättbleches relativ zur Hinterkante des Grund-
bohlen-Glättbleches erfordert. Hierfür werden die Hö-
henverstellvorrichtungen in der Ausziehbohle betätigt.
Eine in Querrichtung variierende Belagdicke wird durch
unterschiedliche Höhenpositionen der Schlepppunkte
der Zugholme der Einbaubohle am Straßenfertiger ein-
gestellt. Unter Anderem in Nordamerika werden häufig
Fahrbahnbeläge mit einer Fahrbahn bestimmter Breite
und zumindest einer seitlichen, quer geneigten Schulter
(slope) eingebaut, wobei das Glättblech der Ausziehboh-
le quer zur Arbeitsfahrtrichtung geneigt wird. Da bei einer
Änderung der Arbeitsbreite im Regelfall die Breite der

Fahrbahn nicht variieren soll, ist es wichtig, bei Änderun-
gen der Arbeitsbreite die Querposition des Übergangs
zwischen der Fahrbahn und der Schulter relativ zur
Grundbohle ortsfest zu halten.
[0006] Der Erfindung liegt die Aufgabe zugrunde, ein
Verfahren der eingangsgenannten Art anzugeben, das
zuverlässig die Querposition des Übergangs in Bezug
auf die Grundbohle ortsfest halten lässt, und nur der Ver-
arbeitung einer minimalen Anzahl an Informationen be-
darf.
[0007] Die gestellte Aufgabe wird mit den Merkmalen
des Patentanspruchs 1 gelöst.
[0008] Bei dem erfindungsgemäßen Verfahren wird
ausschließlich eine Höhenmessung durchgeführt, um
die Höhenlage des Glättbleches der Ausziehbohle relativ
zum Glättblech der Grundbohle festzustellen. Die Quer-
position des Übergangs wird zunächst festgelegt, indem
bspw. die Höhenposition und/oder Querneigung des
Glättblechs der Ausziehbohle so eingestellt werden,
dass die Querposition an der gewünschten Stelle relativ
zur Grundbohle liegt. Anhand der festgelegten Querpo-
sition wird die Höhendifferenz senkrecht zum Planum ge-
messen und zu einem Sollwert gewandelt. Bei einer beim
Einbau erforderlichen Änderung der Arbeitsbreite wird
weiterhin diese Höhenmessung durchgeführt und wird
nur die aus der Änderung resultierende Abweichung vom
Sollwert dazu verwendet, eine Höhenverstellung des
Glättbleches der Ausziehbohle so vorzunehmen, dass
die Querposition ortsfest gehalten wird. Dies resultiert in
einem zuverlässigen Verfahren zum Halten der Querpo-
sition des Übergangs, wobei nur eine minimale Anzahl
an Informationen beschafft, ausgewertet und verarbeitet
wird, nämlich nur die Höhendifferenz.
[0009] Zweckmäßig wird die Höhendifferenz und/oder
ihre Abweichung mit einem an der Grundbohle festge-
legten Messglied einer Höhenmessvorrichtung gemes-
sen. Das Messglied misst unabhängig von der momen-
tanen Verschiebeposition der Ausziehbohle an der
Grundbohle und liefert direkt die zur Betätigung der Hö-
henverstellvorrichtung der Ausziehbohle erforderliche
Information, um die Querposition automatisch ortsfest
halten zu können.
[0010] Alternativ wird die Höhendifferenz und/oder ih-
re Abweichung mit einer Höhenmessvorrichtung gemes-
sen, die ein Messglied aufweist, das relativ zur fixierten
Messstelle an der Grundbohle höhenverstellbar ist, und
somit direkt die Höhendifferenz-Information liefert, indem
sie entlang der bei Verschieben der Ausziehbohle relativ
zu ihr verschobenen Referenzlinie gleitet, wobei sie in
Schieberichtung der Ausziehbohle relativ zur Grundboh-
le festgehalten wird. Die zum Glättblech der Ausziehboh-
le parallele Referenzlinie fährt beim Verschieben der
Ausziehbohle relativ zum darauf gleitenden Messglied
und verlagert dieses in Höhenrichtung, so dass die Hö-
hendifferenz direkt abgegriffen wird.
[0011] Zweckmäßig wird die Höhendifferenz jeweils
am oder nahe dem der Ausziehbohle zugeordneten Ende
des Glättblechs der Grundbohle gemessen. Dadurch
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werden Messungenauigkeiten weitgehend vermieden,
die bspw. durch Deformationen der relativ zueinander
bewegbaren Komponenten hervorgerufen werden könn-
ten. Ferner ist dies bei einer Einbaubohle zweckmäßig,
deren Ausziehbohle an der Hinterseite der Grundbohle
angeordnet ist, weil in diesem Fall die Querposition des
Übergangs zweckmäßig an diesem Ende des Glätt-
blechs der Grundbohle gehalten werden soll.
[0012] Günstig ist es, die Höhendifferenz an oder nahe
der in Arbeitsfahrtrichtung hinteren Kante des Glättble-
ches der Ausziehbohle oder des Glättbleches der Grund-
bohle zu messen. Dies ist deshalb von Vorteil, weil die
Hinterkante des Glättbleches der in Arbeitsfahrtrichtung
am weitesten hinten das Einbaugut bearbeitende Teil der
Einbaubohle ist.
[0013] Zweckmäßig wird als Referenzlinie ein an der
Ausziehbohle oder dem Glättblech der Ausziehbohle sta-
tionär angeordnetes Lineal vorgesehen, an welchem die
Höhendifferenz mittels des an der Grundbohle angeord-
neten, ein Betätigungssignal für eine Höhenverstellein-
richtung in der Ausziehbohle liefernden, als Höhentaster
ausgebildeten Messglieds mechanisch gemessen wird.
Selbst nur kleine Abweichungen vom Sollwert der Hö-
hendifferenz werden zuverlässig mechanisch abgetastet
und in ein entsprechendes Betätigungssignal umgewan-
delt. Ein solcher mechanisch arbeitender Höhentaster ist
baulich einfach, kostengünstig, robust und zuverlässig.
[0014] Alternativ kann die Höhendifferenz mittels we-
nigstens eines als elektronischer Höhensensor ausge-
bildeten Messgliedes berührungslos gemessen und in
ein Betätigungssignal für eine Höhenverstelleinrichtung
in der Ausziehbohle umgewandelt werden. Der elektro-
nische Höhensensor kann auf optoelektronischer, Ra-
dar-, Ultraschall- oder auf anderer Basis arbeiten.
[0015] Da der Winkel der Schulter im Regelfall nicht
größer als etwa 10° bzw. die Neigung nicht größer als
etwa 10 % ist, treten beim Verschieben der Ausziehbohle
relativ kleine Abweichungen vom Sollwert der Höhendif-
ferenz auf. Um diese zuverlässig abgreifen zu können,
kann die Höhenmessvorrichtung so ausgebildet sein,
dass die gemessene Abweichung ins Größere übersetzt
oder verstärkt wird, um die Höheneinstelleinrichtung der
Ausziehbohle besser auch bei einer geringen Änderung
der Arbeitsbreite und/oder des Winkels zu betätigen.
[0016] Zweckmäßig werden die lineare Geschwindig-
keit der Verschiebung der Ausziehbohle in Schieberich-
tung parallel zur Grundbohle und die lineare Geschwin-
digkeit der Höhenverstellung des Glättblechs der Aus-
ziehbohle zumindest annähernd senkrecht zum Planum
unter Berücksichtigung des eingestellten Winkels der
Schulter oder einer geometrischen Winkelfunktion die-
ses Winkels, vorzugsweise des Tangens des Winkels,
so aufeinander abgestimmt, dass die Querposition des
Übergangs auch bei nur geringfügiger Änderung der Ar-
beitsbreite gehalten wird.
[0017] Eine durch die automatische Höhenverstellung
des Glättblechs der Ausziehbohle nicht vollständig kor-
rigierte Abweichung vom Sollwert der Höhendifferenz

kann manuell oder ferngesteuert korrigiert werden. Der
Fahrzeugführer oder das Bedienungspersonal an der
Einbaubohle kann bei einer Veränderung der Arbeits-
breite und/oder einer Änderung des Winkels ein seitli-
ches Verlaufen des Übergangs zwischen der Fahrbahn
und der Schulter unmittelbar durch visuelle Kontrolle fest-
stellen und dann sozusagen überregelnd eingreifen.
[0018] Bei an der Hinterseite der Grundbohle ange-
ordneter Ausziehbohle wird die Querposition des Über-
gangs im Wesentlichen am der Ausziehbohle zugeord-
neten Ende des Glättblechs der Grundbohle gehalten,
um zu vermeiden, dass sich andernfalls in einem gege-
benenfalls zwischen der Grundbohle und der Auszieh-
bohle entstehenden Totraum Einbaugut staut, das zu
Störungen in der Oberfläche des Fahrbahnbelags führen
könnte.
[0019] Bei an der Frontseite der Grundbohle angeord-
neter Ausziehbohle kann hingegen die Querposition des
Übergans an jeglicher frei wählbarer Stelle zwischen
dem der Ausziehbohle zugeordneten Ende des Glätt-
blechs der Grundbohle und der Mitte der Grundbohle
festgelegt und gehalten werden. In diesem Fall tritt die
Gefahr eines Totraums zwischen der Ausziehbohle und
der Grundbohle nicht auf, in welchem sich Einbaugut auf-
stauen könnte, da die Ausziehbohle das Einbaugut in
Arbeitsfahrtrichtung vor der Grundbohle verarbeitet. An-
hand der Zeichnungen werden Ausführungsformen des
Erfindungsgegenstandes erläutert. Es zeigen:

Fig. 1 eine schematische Draufsicht auf einen Stra-
ßenfertiger mit einer geschleppten Einbauboh-
le beim Einbauen eines Fahrbahnbelags, wo-
bei die Einbaubohle eine Grundbohle und an
der Hinterseite der Grundbohle verschiebbar
angeordnete Ausziehbohlen aufweist,

Fig. 2 eine schematische Draufsicht auf einen Stra-
ßenfertiger mit geschleppter Einbau- bohle
beim Einbauen eines Fahrbahnbelags, wobei
die Einbaubohle eine Aus- ziehbohle an der
Frontseite der Grundbohle aufweist,

Fig. 3 eine schematische Seitenansicht zu Fig. 1,

Fig. 4 eine schematische Seitenansicht zu Fig. 2,

Fig. 5 eine Hinteransicht zu Fig. 1,

Fig. 6 eine Hinteransicht zu Fig. 2,

Fig. 7 eine Hinteransicht der Einbaubohle bspw. von
Fig. 1, 3 und 5 in vergrößerter und detaillierter
Darstellung, und

Fig. 8 eine Perspektivansicht der Einbaubohle von
Fig. 7, von links oben hinten.

[0020] Die Fig. 1, 3 und 5 zeigen jeweils einen in Ar-
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beitsfahrtrichtung R fahrenden Straßenfertiger F beim
Einbauen eines Fahrbahnbelags M mit einer Arbeitsbrei-
te 35, die angepasst an örtliche Gegebenheiten variabel
ist. Der Straßenfertiger F schleppt an Schlepppunkten 2
mit Zugholmen 1 eine auf einem Einbaugut B (bituminö-
ses Einbaugut oder Betoneinbaugut) eine Einbaubohle
E, die eine Grundbohle G unveränderbarer Grundboh-
lenbreite und zwei an der Grundbohle G hinterseitig an-
geordnete Ausziehbohlen A aufweist, die zur Verände-
rung der Arbeitsbreite in einer Schieberichtung Z parallel
zur Grundbohle G verschiebbar sind. Der eingebaute
Fahrbahnbelag M besteht aus einer ebenen Fahrbahn 3
bestimmter Breite 34 (alternativ mit einem Dachprofil)
und einer seitlichen, abwärts schräg geneigten Schulter
4 einer Breite 33, die abhängig von der Arbeitsbreite 35
variieren kann. Die Schulter 4 beginnt an einem Über-
gang 5 und neigt sich mit einem vorbestimmten Winkel
α nach außen unten. Die Schulter 4 wird z.B. von einer
der Ausziehbohlen A eingebaut. Die Grundbohle G weist
unterseitig ein Grundbohlen-Glättblech 6 auf. Jede Aus-
ziehbohle A weist unterseitig ein Ausziehbohlen-Glätt-
blech 7 auf. Das Ausziehbohlen-Glättblech 7 der die
Schulter 4 einbauenden Ausziehbohle A ist mit dem Win-
kel α schräg geneigt, derart, dass der Übergang 5 am
dieser Ausziehbohle A zugeordneten Ende des Grund-
bohlen-Glättbleches 6 positioniert ist. Jedes Auszieh-
bohlen-Glättblech 7 ist ferner in der Ausziehbohle A hö-
henverstellbar.
[0021] Mit der in den Fig. 2, 4 und 6 angedeuteten Ein-
baubohle E mit frontseitig an der Grundbohle G montier-
ten Ausziehbohlen A kann die Querposition des Über-
gangs 5 zwischen der Fahrbahn 3 und der Schulter 4 an
jeder beliebigen Stelle zwischen dem außenliegenden
Ende des Glättbleches 6 der Grundbohle und der Mitte
der Grundbohle festgelegt und gehalten werden, wie dies
in den Fig. 2 und 6 angedeutet ist. Die jeweils keine Schul-
ter 4 einbauende Ausziehbohle A ist z.B. so eingestellt,
dass ihr Ausziehbohlen-Glättblech 7 in direkter geradli-
niger Verlängerung des Grundbohlen-Glättbleches 6 ei-
nen Randbereich der Fahrbahn 3 einbaut.
[0022] In Fig. 3 ist angedeutet, dass die Schlepppunkte
2 der Zugholme 1 in Richtung eines Doppelpfeiles 8 hö-
henverstellbar sind, um einen die Belagdicke beeinflus-
senden Angriffswinkel der Einbaubohle E relativ zum Pla-
num P zu verändern. Die beiden Schlepppunkte 2 kön-
nen auch auf unterschiedliche Höhenpositionen einge-
stellt werden, um die Belagdicke quer zur Arbeitsfahrt-
richtung zu variieren.
[0023] Eine konkrete Ausführungsform der in den Fig.
1, 3 und 5 nur schematisch angedeuteten Einbaubohle
E wird anhand der Fig. 7 und 8 erläutert. Die Einbaubohle
E arbeitet beim Einbauen des Fahrbahnbelages M so,
dass die Querposition des Übergangs 5 relativ zur
Grundbohle G nur durch Ausführen einfacher Höhen-
messungen im Wesentlichen senkrecht zum Planum P,
Auswerten des Messergebnisses, und Umwandeln des
Messergebnisses in Betätigungskommandosignale für
die jeweilige Höheneinstelleinrichtung der Ausziehbohle

und schließlich einer geregelten Anpassung der Höhen-
position des Ausziehbohlen-Glättbleches 7 automatisch
in Bezug auf die Grundbohle G ortsfest gehalten wird.
[0024] Die in Fig. 7 in einer Hinteransicht gezeigte Ein-
baubohle E weist eine Grundbohle G mit zwei im We-
sentlichen symmetrischen Grundbohlenteilen G1, G2
auf, die in einem in Arbeitsfahrtrichtung R liegenden Ge-
lenk 9 verbunden sind. Dank des Gelenkes 9 lassen sich
die Grundbohlenteile G1, G2, wie gezeigt, zueinander
fluchtend ausrichten, um eine ebene Oberfläche der
Fahrbahn 3 zu bilden, oder relativ zueinander abknicken
(nicht gezeigt), um ein Dachprofil zu formen. Sofern nur
an einer Seite der Fahrbahn 3 eine Schulter 4 eingebaut
wird, kann die gegenüberliegende Ausziehbohle A einen
ebenen Randbereich der Fahrbahn 3 einbauen. Alterna-
tiv können beiderseits der Fahrbahn 3 Schultern 4 ein-
gebaut werden.
[0025] Da die Grundbohlenteile G1, G2 und auch die
Ausziehbohlen A einander gleich oder ähnlich sind, wird
zu den Fig. 7 und 8 nur der Grundbohlenteil G1 mit der
linksseitigen Ausziehbohle A erläutert.
[0026] Im Grundbohlenteil G1 sind zwischen inneren
und äußeren Wangen 18, 19 ein Rohrteleskop 10 und
dazu parallel und versetzt ein Führungsrohr 11 festge-
legt, die die Schieberichtung Z für die Ausziehbohle A
parallel zur Grundbohle G bzw. dem Glättblech 6 der
Grundbohle G definieren. Zum Verschieben der Auszieh-
bohle A dient ein Hydrozylinder 12, der an der inneren
Wange 19 in einer Fixierung 20 abgestützt ist und sich
durch die äußere Wange 16 bis zu einer außenliegenden
Wange 15 der Ausziehbohle A erstreckt. Zur weiteren
Führung und Abstützung der Ausziehbohle A gegen Ein-
baukräfte ist an einer Hinterseite einer Ausziehführungs-
struktur 17 zwischen der außenliegenden Wange 15 und
einer inneren Wange 16 der Ausziehbohle A eine Füh-
rungsschiene 13 montiert, die in eine an der außenlie-
genden Wange 18 des Grundbohlenteils G1 montierte
Drehmomentstütze 14 verschiebbar eingreift, z.B. zwi-
schen Führungsrollen oder Gleitsteinen. Auf dem Füh-
rungsrohr 11 ist ein mit der inneren Wange 16 der Aus-
ziehführungsstruktur 17 verbundener Führungskörper
21 verschiebbar. Die an der inneren Wange 19 des
Grundbohlenteils G1 angebrachte Abstützung 20 er-
streckt sich über die Mitte der Grundbohle G vom Grund-
bohlenteil G1 hinweg ein Stück in den anderen Grund-
bohlenteil G2. Bei voll eingeschobener Ausziehbohle A
kann der Führungskörper 21 bis an die Abstützung 20
bewegt werden, so dass sich insgesamt ein Verschiebe-
hub der Ausziehbohle A annähernd entsprechend der
halben Grundbohlenbreite ergibt, und somit eine maxi-
male Arbeitsbreite 35 entsprechend der doppelten
Grundbohlenbreite, vorausgesetzt, die Ausziehbohle A
ist in etwa so breit wie jeder Grundbohlenteil G1, G2.
[0027] Das Ausziehbohlen-Glättblech 7 ist an einem
kastenartigen Rahmen 27, vorzugsweise austauschbar,
befestigt und mit diesem um ein Schwenkgelenk 26 mit-
tels Aktuatoren 29 querneigbar. Das Schwenkgelenk 26
ist an einem horizontalen Zwischenrahmen 24 angeord-
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net, an dem sich auch die am Rahmen 27 angreifenden
Aktuatoren 29 abstützen. Zwischen dem Zwischenrah-
men 24 und der Ausziehführungsstruktur 17 sind zwei in
Schieberichtung Z beabstandete Höhenverstelleinrich-
tungen 22 (z.B. Schraubspindeln) angeordnet, mit denen
die Höhenlage des Glättbleches 7 der Ausziehbohle A
relativ zur Ausziehführungsstruktur 17 und relativ zur
Grundbohle G verstellbar ist. Die Höhenverstelleinrich-
tungen 22 weisen beispielsweise einen gemeinsamen
Antrieb 23 auf, der mit einer in Fig. 8 angedeuteten Steu-
ervorrichtung C in funktioneller Verbindung ist. Die Hö-
henverstelleinrichtungen 22 bewegen den Zwischenrah-
men 24 und somit das Glättblech 7 der Ausziehbohle A
in Richtung eines Doppelpfeiles 25. Am außenliegenden
Ende des Rahmens 27 ist ein Seitenschild 28 montiert
(oder ein nicht gezeigter Bohlenverlängerungsteil, um ei-
ne noch breitere Schulter 4 einbauen zu können).
[0028] Um bei Änderung der Arbeitsbreite 35 die Quer-
position des Übergangs 5 automatisch relativ zur Grund-
bohle G ortsfest halten zu können, ist mit einem z.B. in
der Steuervorrichtung C enthaltenen, z.B. computerisier-
ten, Regelsystem der Einbaubohle E eine Höhen-
messvorrichtung M verknüpft, mit der im Wesentlichen
senkrecht zum Planum P eine Höhendifferenz D zwi-
schen dem Grundbohlen-Glättblech 6 und dem Auszieh-
bohlen-Glättblech 7 gemessen wird (Fig. 8.). Die Höhen-
messvorrichtung M weist beispielsweise in Fig. 7 an der
außenliegenden Wange 18 des Grundbohlenteils G1 ein
ein Betätigungssignal für die Höheneinstelleinrichtungen
22 lieferndes Messgerät mit einem mechanischen, ein
Messglied 32 bildenden Höhentaster auf, der eine zum
Ausziehbohlen-Glättblech A parallele Referenzlinie L de-
tektiert. Die Referenzlinie L ist beispielsweise ein am hin-
teren Randbereich des Ausziehbohlen-Glättbleches 7
oder an beliebiger Stelle des Rahmens 27 montiertes
Lineal 30.
[0029] In der in Fig. 7 dargestellten, voll ausgescho-
benen Position der Ausziehbohle A und mit dem um das
Schwenkgelenk 26 mittels der Aktuatoren 29 eingestell-
ten Winkel α der Schulter 7 befindet sich die Querposition
des Übergangs 5 direkt am der Ausziehbohle A zuge-
ordneten außenliegenden Ende des Grundbohlen-Glätt-
bleches 6. Die von dem Messglied 32 gemessene Hö-
hendifferenz wird bei dieser Kondition als Sollwert ge-
speichert. Wenn dann die Arbeitsbreite 35 beispielswei-
se auf die verminderte Arbeitsbreite 35’ (Fig. 7) verändert
werden muss (durch Betätigen des Hydrozylinders 12),
fährt die Ausziehführungsstruktur 17 relativ zum Grund-
bohlenteil G1 nach innen. Dadurch stellt das Messglied
32 eine Abweichung vom Sollwert fest, da das geneigte
Ausziehbohlen-Glättblech 7 in Schieberichtung Z parallel
zum Grundbohlen-Glättblech 6 verfährt und somit das
Messglied 32 nun eine andere, tieferliegende Stelle der
Referenzlinie L abtastet. Die Abweichung wird zu einem
Betätigungssignal für den Antrieb 23 der Höhenverstell-
einrichtungen 22 gewandelt, um den Zwischenrahmen
24 sofort entsprechend der Abweichung anzuheben, so
dass beim Verschieben der Ausziehbohle A die Querpo-

sition des Übergangs 5 beim Ende 42 des Grundbohlen-
Glättbleches 6 gehalten wird. Beim Einschieben des Aus-
ziehbohlenteils A verringert sich die Breite 33 der Schul-
ter 4 auf die neue Breite 33’. Hingegen bleibt die Breite
34 der Fahrbahn 3 unverändert.
[0030] Wird zu einen späteren Zeitpunkt die Auszieh-
bohle A zur erneuten Veränderung der Arbeitsbreite 35
wieder ausgefahren, dann misst das Messglied 32 erneut
die Abweichung vom Sollwert. Das daraus abgeleitete
Betätigungssignal wird dazu benutzt, über den Antrieb
23 sofort und gleichlaufend mit der Verschiebung die Hö-
heneinstelleinrichtungen 22 so zu betätigen, dass der
Hilfsrahmen 24 und damit das Ausziehbohlen-Glättblech
7 entsprechend abgesenkt werden, damit die Querposi-
tion des Übergangs 5 ortsfest bleibt.
[0031] In der Perspektivdarstellung der Einbaubohle
E in Fig. 8 ist eine andere Art einer Höhenmessvorrich-
tung M angedeutet, deren als berührungslos arbeitendes
Messglied 39 ausgebildeter Höhensensor in signalüber-
tragender Verbindung mit der Steuervorrichtung C ist, an
die auch der Antrieb 23 und, vorzugsweise, die Aktuato-
ren 29, direkt oder indirekt, z.B. bei hydraulischem Kon-
zept über Steuerventile oder bei elektrischem Konzept
über Schaltungen, angeschlossen sind. Das Messglied
39 tastet hier mit einem strichliert angedeuteten
Messstrahl 40 die Höhendifferenz D zwischen der an der
Grundbohle G fixierten Messstelle des Messgliedes 39
und der Referenzlinie L ab, die hier von der Oberseite
des hinteren Randes des Ausziehbohlen-Glättbleches 7
selbst gebildet wird.
[0032] Die Steuervorrichtung C enthält beispielsweise
ein automatisches Regelsystem, mit dem anhand der
festgestellten Abweichung vom Sollwert bzw. des Betä-
tigungssignals der Antrieb 23 entsprechend gesteuert
wird, um durch eine sofortige Höhenanpassung die Quer-
position des Übergangs 5 ortsfest zu halten, wenn die
Arbeitsbreite 35 verändert wird. Zusätzlich kann die Steu-
ervorrichtung C mit manuell bedienbaren Betätigern 37,
36 ausgestattet sein, um beispielsweise nur den Antrieb
23 oder nur die Aktuatoren 29 zu betätigen. Der Antrieb
23 kann so auch von Hand gesteuert werden, falls z.B.
die automatische Regelung zum Festhalten der Querpo-
sition des Übergangs 5 nicht zufriedenstellend arbeiten
sollte, und der Fahrzeugführer bzw. Bedienungspersonal
an der Einbaubohle im fertigen Fahrbahnbelag M ein Ver-
laufen des Übergangs 5 zur einen oder anderen Seite
visuell feststellen sollte.
[0033] Die automatische Regelung zum Festhalten
der Querposition des Übergangs 5 arbeitet auch bei einer
Änderung des Winkels α der Schulter 4, beispielsweise
durch Betätigen der Aktuatoren 29, die den Rahmen 27
im Schwenkgelenk 26 entsprechend neigen. Auch hier-
bei wird die Höhendifferenz D mittels der Höhenmessvor-
richtung M gemessen und wird der Antrieb 23 entspre-
chend angesteuert, um bei einer Änderung des Winkels
α eine gemessene Abweichung vom Sollwert mit einer
Höhenanpassung zu korrigieren. Hierbei kann aufgrund
der kinematischen Verhältnisse ein Fehler auftreten, der
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jedoch tolerierbar ist oder - wie vorstehend erwähnt -
durch Handsteuerung korrigiert werden kann.
[0034] Um das Regelsystem zu kalibrieren, kann an
beliebiger Ausschiebeposition der Ausziehbohle A durch
Einstellen des Winkels α mittels der Aktuatoren 29 und/
oder entsprechender Betätigung des Antriebs 23 für die
Höheneinstelleinrichtungen 22 zunächst die Querpositi-
on des Übergangs 5 an einer gewünschten Stelle des
Grundbohlen-Glättbleches 6 festgelegt werden, vor-
zugsweise am Ende 42. Der Wert der dann gemessenen
Höhendifferenz D wird als Sollwert für die weitere Rege-
lung verwendet oder auf Null gesetzt, d.h., die Querpo-
sition wird sozusagen regelungstechnisch nur mittels der
Höhendifferenz D festgelegt. Weitere Istzustände der
Einbaubohle, wie die Verschiebeposition der Auszieh-
bohle A, der Angriffswinkel der Einbaubohle E relativ zum
Planum P, der Neigungswinkel des Straßenfertigers, die
Höhenpositionen der Schlepppunkte am Straßenferti-
ger, und dgl., werden für die automatische Regelung au-
ßer Acht gelassen, da nur mit der Messung und Über-
wachung der Höhendifferenz D gearbeitet wird. Für die
automatische Regelung werden zweckmäßig die lineare
Geschwindigkeit der Verschiebung in Schieberichtung Z
und die lineare Geschwindigkeit der Höheneinstellung in
Richtung des Doppelpfeiles 25 in etwa senkrecht zum
Planum P so aufeinander abgestimmt, dass die Querpo-
sition des Übergangs 5 automatisch gehalten wird. Diese
Rechenoperation erfolgt beispielsweise in Abhängigkeit
vom Winkel α, oder vorzugsweise mit dem Tangens des
Winkels α, d.h., das Verhältnis zwischen den beiden li-
nearen Geschwindigkeiten wird bei der Regelung ent-
sprechend dem Gradienten des Winkels α eingestellt
(und nur bei einer Änderung des Winkels α entsprechend
oder korrespondierend geändert). Diese Regelung erfor-
dert nur sehr einfache Rechenoperationen, eine einfache
und funktionssichere Höhenmessvorrichtung M, und ein
einfaches Regelsystem.
[0035] Die weiteren Komponenten der in Fig. 8 per-
spektivisch gezeigten Einbaubohle E entsprechen den
anhand Fig. 7 beschriebenen.
[0036] Anstelle des in Fig. 7 vorgesehenen Messglie-
des 32 in Form eines schwenkbaren Höhentasters könn-
te auch ein Messglied entlang der Referenzlinie L gleiten,
das in Verschieberichtung Z relativ zur Grundbohle G
festgehalten wird, und bei einer Bewegung der Referenz-
linie L in Schieberichtung Z, parallel zur Grundbohle G
entsprechend nach oben oder nach unten bewegt wird
und die Höhendifferenz abgreift und an die an der Grund-
bohle G fixierten Messstelle oder das Messgerät über-
mittelt. Die Referenzlinie L könnte an jeder beliebigen
Stelle der Ausziehbohle A am Rahmen 27 angeordnet
sein, vorausgesetzt, sie verläuft parallel zum Auszieh-
bohlen-Glättblech 7, genauer gesagt, zum unteren, in
Arbeitsfahrtrichtung hinteren Rand des Glättbleches 7.
Bei einer nicht gezeigten Alternative der Einbaubohle E
wird das Ausziehbohlen-Glättblech 7 nicht zusammen
mit dem Rahmen 27 um das Schwenkgelenk 26 querge-
neigt, sondern nur das Ausziehbohlen-Glättblech 7 rela-

tiv zum Rahmen 27, an dem dann die Höhenverstellein-
richtungen 22 ohne Zwischenrahmen 24 direkt angrei-
fen.

Patentansprüche

1. Verfahren zum Einbauen eines Fahrbahnbelags (M)
aus Einbaugut (B) auf einem Planum (P) mit einer
von einem Straßenfertiger (F) auf dem Einbaugut
(B) schwimmend in einer Arbeitsfahrtrichtung (R) ge-
schleppten Einbaubohle, wobei der Fahrbahnbelag
eine Fahrbahn (3) bestimmter Breite (34) und we-
nigstens eine seitliche, relativ zur Fahrbahn (3) ab
einem Übergang (5) abwärts geneigte Schulter (4)
und die Einbaubohle (E) eine Grundbohle (G) und
zumindest eine quer zur Arbeitsfahrtrichtung (R) an
der Grundbohle (G) frontseitig oder hinterseitig mon-
tierte, zur Änderung einer Arbeitsbreite (35) im We-
sentlichen parallel zur Grundbohle (G) verschiebba-
re Ausziehbohle (A) aufweist, an der Grundbohle (G)
und der Ausziehbohle (A) jeweils unterseitig Glätt-
bleche (6, 7) angeordnet sind, und das Glättblech
(7) der Ausziehbohle (A) mit dem Winkel (α) der
Schulter (4) relativ zum Glättblech (6) der Grundboh-
le (G) quer geneigt wird, und bei einer Änderung der
Arbeitsbreite (35) durch Verschieben der querge-
neigten Ausziehbohle (A) relativ und parallel zur
Grundbohle (G) das Glättblech (7) der Ausziehbohle
(A) mittels mindestens zweier in Verschieberichtung
der Ausziehbohle (A) beabstandeter Höheneinstell-
einrichtungen (22, 23) relativ zur Grundbohle (G) hö-
henverstellt wird, um die festgelegte Querposition
des Übergangs (5) zu halten, dadurch gekenn-
zeichnet, dass bei oder nach der Festlegung der
Querposition im Wesentlichen senkrecht zum Pla-
num (P) eine Höhendifferenz (D) zwischen einer fi-
xierten Messstelle an der Grundbohle (G) und einer
Stelle entlang einer zum Glättblech (7) der querge-
neigten Ausziehbohle (A) und der Schulter (4) par-
allelen Referenzlinie (L) an der Ausziehbohle (A) ge-
messen und als Sollwert gespeichert wird, und dass
eine durch die Änderung hervorgerufene Abwei-
chung der Höhendifferenz (D) vom Sollwert gemes-
sen und die abweichende Höhendifferenz nur durch
eine mit der gemessenen Abweichung korrespon-
dierende, automatische Höhenanpassung des
Glättbleches (7) der quergeneigten Ausziehbohle
(A) mittels der Höheneinstelleinrichtungen (22, 23)
zum Sollwert korrigiert wird.

2. Verfahren nach Anspruch 1, dadurch gekenn-
zeichnet, dass die Höhendifferenz (D) und/oder ih-
re Abweichung mit einem an der Grundbohle (G)
festgelegten Messglied (31, 32, 39) einer Höhen-
messvorrichtung (ME) gemessen wird.

3. Verfahren nach Anspruch 1 dadurch gekennzeich-
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net, dass die Höhendifferenz (D) und/oder ihre Ab-
weichung mit einer Höhenmessvorrichtung (ME) ge-
messen wird, die ein Messglied (32) aufweist, das
relativ zur fixierten Messstelle an der Grundbohle
(G) höhenverstellbar entlang der Referenzlinie (L)
der Ausziehbohle (A) gleitet und in Schieberichtung
(Z) der Ausziehbohle (A) relativ zur Grundbohle (G)
festgehalten wird.

4. Verfahren nach Anspruch 1, dadurch gekenn-
zeichnet, dass die Höhendifferenz (D) jeweils am
oder nahe dem der Ausziehbohle (A) zugeordneten
Ende (42) des Glättblechs (6) der Grundbohle (G)
gemessen wird.

5. Verfahren nach wenigstens einem der vorhergehen-
den Ansprüche, dadurch gekennzeichnet, dass
die Höhendifferenz (D) an oder nahe der in Arbeits-
fahrtrichtung (R) hinteren Kante des Glättbleches (7)
der Ausziehbohle (A) oder des Glättbleches (6) der
Grundbohle gemessen wird.

6. Verfahren nach Anspruch 3, dadurch gekenn-
zeichnet, dass als Referenzlinie (L) ein an der Aus-
ziehbohle (A) oder dem Glättblech (7) stationär an-
geordnetes Lineal (30) vorgesehen ist, an dem die
Höhendifferenz (D) mittels des an der Grundbohle
(G) angeordneten, ein Betätigungssignal für die Hö-
heneinstelleinrichtungen (22, 23) in der Ausziehboh-
le (A) liefernden, als Höhentaster ausgebildeten
Messglieds (32) mechanisch gemessen wird.

7. Verfahren nach Anspruch 1, dadurch gekenn-
zeichnet, dass die Höhendifferenz (D) zur jeweili-
gen Stelle entlang der Referenzlinie (L) mittels eines
als elektronischer Höhensensor ausgebildeten
Messglieds (39) berührungslos gemessen und in ein
Betätigungssignal für die Höheneinstelleinrichtun-
gen (22, 23) in der Ausziehbohle (A) gewandelt wird.

8. Verfahren nach Anspruch 1, dadurch gekenn-
zeichnet, dass die lineare Geschwindigkeit der Ver-
schiebung der Ausziehbohle (A) in Schieberichtung
(Z) und die lineare Geschwindigkeit der Höhenein-
stelleinrichtungen (22, 23) zur gleichzeitigen Hö-
henanpassung des Glättblechs (7) der Ausziehbohle
zumindest annähernd senkrecht zum Planum (P)
unter Berücksichtigung des eingestellten Winkels
(α) der Schulter (4) oder einer geometrischen Win-
kelfunktion des Winkels (α), vorzugsweise des Tan-
gens des Winkels (α), so aufeinander abgestimmt
werden, dass die Querposition des Übergangs (5)
bei einer Änderung der Arbeitsbreite (35) gehalten
wird.

9. Verfahren nach wenigstens einem der vorhergehen-
den Ansprüche, dadurch gekennzeichnet, dass
eine durch die automatische Höhenverstellung des

Glättbleches (7) der Ausziehbohle (A) mittels der Hö-
heneinstelleinrichtungen (22, 23) nicht vollständig
korrigierte Abweichung vom Sollwert der Höhendif-
ferenz (D) manuell oder ferngesteuert korrigiert wird.

10. Verfahren nach Anspruch 1, dadurch gekenn-
zeichnet, dass bei an der Hinterseite der Grund-
bohle (G) angeordneter Ausziehbohle (A) die Quer-
position des Übergangs (5) im Wesentlichen am der
Ausziehbohle (A) zugeordneten Ende (42) des Glätt-
bleches (6) der Grundbohle (G) festgelegt und ge-
halten wird.

11. Verfahren nach Anspruch 1, dadurch gekenn-
zeichnet, dass bei an der Frontseite der Grundboh-
le (G) angeordnete Ausziehbohle (A) die Querposi-
tion des Übergangs (5) an einer wählbaren Stelle
zwischen dem der Ausziehbohle (A) zugeordneten
Ende und der Mitte des Glättbleches (6) der Grund-
bohle (G) festgelegt und gehalten wird.

Claims

1. A method for laying a paving mat (M) of paving ma-
terial (B) on a planum (P) with a paving screed (E)
being towed floatingly in travelling direction (R) on
the paving material (B) by a road paver (F), the pav-
ing mat comprising a lane (3) of a determined width
(34) and at least one sideward slope (4), the slope
(4) being inclined downwardly from a transition (5)
relative to the lane (3) with an angle (α), the paving
screed (E) including a base screed (G) and at least
one extension screed (A) which for varying a working
width is mounted at the front side or the rear side of
the base screed (G) and is slidable crosswise to the
travelling direction (R) and substantially parallel to
the base screed (G), the base screed (G) and the
extension screed (A) having respective sole plates
(6, 7), the sole plate (7) of the extension screed (A)
being inclined laterally with the angle (α) of the slope
(4) relative to the sole plate (6) of the base screed
(G), according to which method in the case of a var-
iation of the working width (35) by sliding the laterally
inclined extension screed (A) relative and parallel to
the base screed (G), in order to maintain the prede-
termined lateral position of the transition (5), the sole
plate (7) of the extension screed (A) becomes ad-
justed in height direction relative to the base screed
(G) by means of at least two height adjustment as-
semblies (22, 23) which are distant from each other
in sliding direction (Z) of the extension screed (A),
characterised by the following steps:

a height difference (D) is measured substantially
perpendicular to the planum (P) between a fixed
measuring location at the base screed (G) and
a location along a reference line (L) fixed at the
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extension screed (A), which reference line (L) is
parallel to both the laterally inclined extension
screed (A) and the slope (4) during or after set-
ting the lateral position of the transition (5), the
measured height difference (D) is stored as a
target value, a deviation of the height difference
(D) from the target value caused by the variation
of the working width (35) is measured, and the
deviating height difference is corrected to the
target value solely by an automatic height ad-
aptation which corresponds to the measured de-
viation of the sole plate (7) of the laterally inclined
extension screed (A) exclusively by the height
adjustment assemblies (22, 23).

2. Method as in claim 1, characterised in that the
height difference (D) and/or the deviation from the
height difference (D) is measured with a measuring
member (31, 32, 39) fixed at the base screed (G) of
a height measuring device (ME).

3. Method as in claim 1, characterised in that the
height difference (D) and/or the deviation of the
height difference is measured by a height measuring
device (ME) which comprises a measuring member
(32) which is height adjustable relative to the fixed
measuring location at the base screed (G) while slid-
ing along the reference line (L) of the extension
screed (A) but being held stationary relative to the
base screed (G) in sliding direction (Z) of the exten-
sion screed (A).

4. Method as in claim 1, characterised in that the
height difference (D) respectively is measured at or
close to an end (42) of the sole plate (6) of the base
screed (G) which end is associated to the respective
extension screed (A).

5. Method as in at least one of the preceding claims,
characterised in that the height difference (D) is
measured at or close to the rear edge of the sole
plate (7) of the extension screed (A), or of the sole
plate (6) of the base screed (G), seen in travelling
direction (R).

6. Method as in claim 3, characterised in that the ref-
erence line (L) is a ruler (30) stationarily arranged
either at the extension screed (A) or at the sole plate
(7) of the extension screed (A), and that the height
difference (D) is mechanically measured by a height
feeler forming the measuring member (32), which
height feeler is arranged at the base screed (G) and
delivers an actuating signal for the height adjustment
assemblies (22, 23) of the extension screed (A).

7. Method as in claim 1, characterised in that the
height difference (D) is measured to a respective lo-
cation along the reference line (L) without contact by

means of a measuring member (39) constituted by
an electronic height sensor, and that the measured
height difference (D) is converted into an actuation
signal for the height adjustment assemblies (22, 23)
of the extension screed (A).

8. Method as in claim 1, characterised in that the lin-
ear speed of the sliding displacement of the exten-
sion screed (A) in sliding direction (Z) and the linear
speed of the height adjustment assemblies (22, 23)
at least substantially perpendicular to the planum (P)
are matched such in relation to each other for a si-
multaneous height adaptation of the sole plate (7) of
the extension screed (A) under consideration of the
adjusted angle (α) of the slope (4) or of a trigono-
metric function of the adjusted angle (α), preferably
of the tangent of the angle (α), that during the vari-
ation of the working width (35) the lateral position of
the transition (5) is maintained stationarily.

9. Method as in at least one of the preceding claims,
characterised in that a deviation from the target
value of the height difference (D) which has not been
completely corrected by the automatic height adap-
tation of the sole plate (7) of the extension screed
(A) by means of the height adjustment assemblies
(22, 23) additionally is corrected manually or remote-
ly controlled.

10. Method as in claim 1, characterised in that for an
extension screed (A) mounted at the rear side of the
base screed (G), the lateral position of the transition
(5) is adjusted and maintained at a location substan-
tially at an end (42) of the sole plate (6) of the base
screed (G) which end (42) faces the extension
screed (A), and that the lateral position is held at the
end (42).

11. Method as in claim 1 characterised in that for an
extension screed (A) mounted at the front side of the
base screed (G) the lateral position of the transition
(5) is adjusted and maintained at any selectable lo-
cation between an end (42) of the sole plate (6) of
the base screed (G), which end faces the extension
screed (A), and the middle of the sole plate (6) of the
base screed (G).

Revendications

1. Procédé pour poser un revêtement de chaussée (M)
composé d’un produit à poser (B) sur une plate-for-
me de chaussée (P), à l’aide d’une poutre de pose
qui est tirée de manière flottante par une finisseuse
de route (F) dans un sens de travail (R) sur le produit
à poser (B), étant précisé que le revêtement de
chaussée comporte une chaussée (3) d’une largeur
définie (34) et au moins un accotement (4) incliné
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vers le bas par rapport à la chaussée (3) à partir
d’une transition (5), que la poutre de pose (E) com-
porte une poutre de base (G) et au moins une poutre
extensible (A) qui est montée sur la poutre de base
(G) à l’avant ou l’arrière, transversalement par rap-
port au sens de travail (R), et qui est apte à coulisser
globalement parallèlement à la poutre de base (G)
pour modifier une largeur de travail (35), qu’il est
prévu sur la poutre de base (G) et la poutre exten-
sible (A), sur le côté inférieur, des tôles lisseuse (6,
7), qu’on incline la tôle lisseuse (7) de la poutre ex-
tensible (A) transversalement par rapport à la tôle
de lissage (6) de la poutre de base (G) suivant l’angle
(α) de l’accotement (4), et qu’en cas de modification
de la largeur de travail (35) grâce au coulissement
de la poutre extensible inclinée transversalement (A)
par rapport et parallèlement à la poutre de base (G),
on règle en hauteur la tôle lisseuse (7) de la poutre
extensible (A) par rapport à la poutre de base (G) à
l’aide d’au moins deux dispositifs de réglage en hau-
teur (22, 23) qui sont espacés dans le sens de cou-
lissement de la poutre extensible (A), caractérisé
en ce que lors de la fixation, ou après la fixation, de
la position transversale globalement perpendiculai-
rement à la plate-forme de chaussée (P), une diffé-
rence de hauteur (D) entre un point de mesure fixé,
sur la poutre de base (G), et un endroit situé le long
d’une ligne de référence (L) parallèle à la tôle lisseu-
se (7) de la poutre extensible (A) inclinée transver-
salement et de l’accotement (4) est mesurée au ni-
veau de la poutre d’extrémité et est mise en mémoire
comme valeur théorique, et en ce qu’un écart, pro-
voqué par la modification, de la différence de hauteur
(D) par rapport à la valeur théorique est mesuré et
la différence de hauteur différente n’est corrigée par
rapport à la valeur théorique que grâce à une adap-
tation en hauteur automatique, correspondant à
l’écart mesuré, de la tôle lisseuse (7) de la poutre
extensible inclinée transversalement (A), à l’aide des
dispositifs de réglage en hauteur (22, 23).

2. Procédé selon la revendication 1, caractérisé en
ce que la différence de hauteur (D) et/ou son écart
sont mesurés à l’aide d’un organe de mesure (31,
32, 39), fixé à la poutre de base (G), d’un dispositif
de mesure de hauteur (ME).

3. Procédé selon la revendication 1, caractérisé en
ce que la différence de hauteur (D) et/ou son écart
sont mesurés à l’aide d’un dispositif de mesure de
hauteur (ME) comportant un organe de mesure (32)
qui glisse le long de le ligne de référence (L) de la
poutre extensible (A) en étant réglable en hauteur
par rapport au point de mesure fixé, au niveau de la
poutre de base (G) et qui est fixé dans le sens de
coulissement (Z) de la poutre extensible (A) par rap-
port à la poutre de base (G).

4. Procédé selon la revendication 1, caractérisé en
ce que la différence de hauteur (D) est mesurée au
niveau ou à proximité de l’extrémité (42), associée
à la poutre extensible (A), de la tôle lisseuse (6) de
la poutre de base (G).

5. Procédé selon l’une au moins des revendications
précédentes, caractérisé en ce que la différence
de hauteur (D) est mesurée au niveau ou à proximité
du bord arrière, dans le sens de travail (R), de la tôle
lisseuse (7) de la poutre extensible (A) ou de la tôle
lisseuse (6) de la poutre de base.

6. Procédé selon la revendication 3, caractérisé en
ce qu’il est prévu comme ligne de référence (L) une
règle (30) qui est disposée, fixe, sur la poutre exten-
sible (A) ou sur la tôle lisseuse (7) et sur laquelle la
différence de hauteur (D) est mesurée mécanique-
ment à l’aide de l’organe de mesure (32) qui est dis-
posé sur la poutre de base (G), qui fournit un signal
d’actionnement pour les dispositifs de réglage en
hauteur (22, 23) dans la poutre extensible (A) et qui
est conçu comme un palpeur de hauteur.

7. Procédé selon la revendication 1, caractérisé en
ce que la différence de hauteur (D) est mesurée
sans contact à l’aide d’un organe de mesure (39)
conçu comme un palpeur de hauteur électronique,
à l’endroit correspondant le long de la ligne de réfé-
rence (L), et est convertie en signal d’actionnement
pour les dispositifs de réglage en hauteur (22, 23)
de la poutre extensible (A).

8. Procédé selon la revendication 1, caractérisé en
ce que la vitesse linéaire du coulissement de la pou-
tre extensible (A) dans le sens de coulissement (Z)
et la vitesse linéaire des dispositifs de réglage en
hauteur (22, 23) pour l’adaptation en hauteur simul-
tanée de la tôle lisseuse (7) de la poutre extensible
au moins approximativement perpendiculairement à
la plate-forme de chaussée (P) en tenant compte de
l’angle réglé (α) de l’accotement (4) ou d’une fonction
angulaire géométrique de l’angle (α), de préférence
de la tangente à l’angle (α), sont adaptés l’un à l’autre
de telle sorte que la position transversale de la tran-
sition (5) soit maintenue lors d’une modification de
la largeur de travail (35).

9. Procédé selon l’une au moins des revendications
précédentes, caractérisé en ce qu’un écart par rap-
port à la valeur théorique de la différence de hauteur
(D) qui n’a pas été complètement corrigé par le ré-
glage en hauteur automatique de la tôle lisseuse (7)
de la poutre extensible (A) à l’aide des dispositifs de
réglage en hauteur (22, 23) est corrigé manuelle-
ment ou à distance.

10. Procédé selon la revendication 1, caractérisé en
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ce que lorsque la poutre extensible (A) est disposée
sur le côté arrière de la poutre de base (G), la position
transversale de la transition (5) est fixée et mainte-
nue globalement au niveau de l’extrémité (42), as-
sociée à la poutre extensible (A), de la tôle lisseuse
(6) de la poutre de base (G).

11. Procédé selon la revendication 1, caractérisé en
ce que lorsque la poutre extensible (A) est disposée
sur le côté avant de la poutre de base (G), la position
transversale de la transition (5) est fixée et mainte-
nue à un endroit apte à être choisi, entre l’extrémité
associée à la poutre extensible (A) et le centre de la
tôle lisseuse (6) de la poutre de base (G).
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